
In einer Studie des Beratungshau-
ses E-Bridge, die von den drei Un-
ternehmen in Auftrag gegeben 
wurde, haben die Autoren ein Mo-

dell entwickelt, das eine gebündelte 
Ausschreibung von Wind- und Elek-
trolyseanlagen vorsieht. Ausgangs-
punkt der Überlegungen ist die Er-
kenntnis, dass der Ausbau der 
Offshore-Windkraft hinter dem eigent-
lichen Potenzial zurückbleibt, da es nur 
in begrenztem Umfang möglich ist, den 
auf See erzeugten Strom an Land abzu-
transportieren und zu verteilen. Über 
die küstennahe Erzeugung von grünem 
Wasserstoff aus Windstrom könnte die-
ses Potenzial gehoben werden, meinen 
die Berater.

Lex Hartman mahnt, das Erneuer-
baren-Potenzial nicht zu verschenken. 
„Aber ein Ausbau-Turbo für den ertrag-
reichen Offshore-Wind macht nur Sinn, 
wenn wir ihn an leistungsfähige Spei-
chertechnologien wie Power-to-Gas 
koppeln“, so der Tennet-Geschäftsfüh-
rer in einer Mitteilung des Übertra-
gungsnetzbetreibers. Langfristig sieht 
er für die Kombination regenerativer 
Energien mit der Erzeugung von  
Wasserstoff auch deutschlandweit  
Potenzial.

Aufgrund seiner guten Speicherfä-
higkeit gilt Wasserstoff als zentraler 
Baustein der Sektorkopplung. Entspre-
chende Signale kommen seit einiger 
Zeit auch aus dem Bundeswirtschafts-
ministerium. Allerdings gestand Wirt-
schaftsstaatssekretär Thomas Bareiß 
(CDU) vor der Verabschiedung des 
Energiesammelgesetzes ein, dass die 
Politik noch mehr tun müsse für die 
Umwandlung von regenerativ erzeug-
tem Strom zu Wasserstoff. Schließlich 
gilt der Strombezug von Elektrolyseu-
ren immer noch als Verbrauch und ist 
mit entsprechenden Entgelten und Um-
lagen belegt.

Nur ein sogenanntes Onshore- 
Modell ist kurzfristig umsetzbar
Immerhin sieht das Energiesammelge-
setz, das am 30. November 2018 vom 
Bundestag verabschiedet wurde, Ände-
rungen am Windenergie-auf-See-Gesetz 
und am Seeanlagengesetz vor. Sie sol-
len die Voraussetzungen schaffen, um 
in bestimmtem Umfang den Bau von 
Offshore-Windenergieanlagen zu er-
möglichen, die nicht an das Netz ange-
schlossen sind. „Die Regelung geht zu-
rück auf ein verstärktes Interesse an 
der Planung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen auf See zur Ge-
winnung von Wasserstoff“, sagte ein 
Sprecher des BMWi zu E&M.

Eine Elektrolyse direkt auf See ist nach 
Überzeugung der Autoren jedoch nicht 
vor 2030 möglich. Erst dann rechnen 
sie mit einer marktreifen Technologie, 
die in einer Salzwasserumgebung funk-
tioniert. Bis dahin solle ein sogenann-
tes Onshore-Modell umgesetzt werden, 
bei dem zunächst noch der Strom von 
der Windkraftanlage auf See zu einem 
Netzverknüpfungspunkt an Land trans-
portiert und dort zu einer in der Nähe 
errichteten Elektrolyseanlage geführt 
wird. Diese könnte über einen Netzan-
schluss gegebenenfalls flexibel gefah-
ren werden und Systemdienstleistun-
gen erbringen.

„Das Charmante an unserem Modell 
ist, dass es dem Investor überlassen 
bleibt, was er letztlich mit dem erzeug-
ten Wasserstoff macht“, so Vigen Niko-
gosian, einer der Verfasser der Studie. 
Ihm und seinen Mit-Autoren geht es da-
rum, eine Grundlage für den Marktein-
tritt von Großanlagen für die Wasser-
stofferzeugung zu schaffen. „Das 
Potenzial für die Herstellung von grü-

nem Wasserstoff ist groß“, sagt Nikogo-
sian. Um es zu heben und Skaleneffek-
te zu erzielen, müsse allerdings die 
Marktdurchdringung gelingen. Hier 
und da mal ein kleineres Elektrolyse- 
Pilotprojekt mit 1, 2 oder 6 MW An-
schlussleistung sei einfach zu wenig.

„Letztlich ist es eine wettbewerbli-
che Ausschreibung, bei der es nicht da-
rauf ankommt, wie der Wasserstoff am 
Ende verwendet wird“, sagt Nikogosi-
an. Wie der Transport des Wasserstoffs 
organisiert sei, ob er in der Chemie- 
oder Stahlindustrie genutzt werde, ob 
es gar zu einer Zwischenspeicherung 
und Rückverstromung komme – das al-
les bleibe dem Investor mit seiner ganz 
individuellen Kosten-Nutzen-Analyse 

überlassen. Am Ende werde die effizi-
enteste Lösung den Zuschlag erhalten, 
weil sie einfach den geringsten Bedarf 
an Förderung habe, ist der E-Bridge-Be-
rater sicher.

Bezuschusst werde nicht die Stro-
merzeugung, stellen die Verfasser der 
Studie klar. Denn es habe sich gezeigt, 
dass in den letzten Offshore-Ausschrei-
bungen mit Realisierung 2024/2025 re-
gelmäßig keine Vergütung notwendig 
gewesen sei. „Es ist eine Bündelaus-
schreibung“, betont Nikogosian. Eine 
getrennte Förderung von Windstromer-
zeugung und Elektrolyse sei deshalb 
nicht sinnvoll. „Der Wasserstoff ist das 
Produkt im Fokus“. Entsprechend sind 
Gebote in „Euro pro Kilogramm Was-
serstoff“ vorgesehen.

Um einen Anhaltspunkt für den För-
derbedarf zu bekommen, haben Niko-
gosian und seine Kollegen die Geste-
hungskosten von grünem Wasserstoff 
denen von grauem Wasserstoff gegen-
übergestellt, wobei die Differenz maxi-
mal 3,70 Euro/kg beträgt. Unter ver-

schiedenen Annahmen ergibt sich 
daraus eine jährlich zu deckende Lücke 
von rund 235 Mio. Euro.

Auch zu den weiteren Kosten, etwa 
der Netzanbindung der Anlagen oder 
des Wasserstofftransports, sind Kalku-
lationen in der Studie enthalten, Anga-
ben zur Finanzierung, etwa über eine 
Wälzung der Netzentgelte, ebenfalls.

Die Umsetzung einer kombinierten 
Ausschreibung bedürfe einer klaren  
Roadmap, schreiben die E-Bridge-Bera-
ter schließlich. Doch zunächst müsse 
geklärt werden, ob der regulatorische 
Rahmen angepasst werden müsse. Al-
lerdings seien Netzentgelte, Umlagen 
und Steuern auf den Strombezug der 
Elektrolyseanlagen kein K.O.-Kriterium. 
Sie verteuern zwar die Wasserstoffer-
zeugung. Es sei aber davon auszuge-
hen, dass dieser Kostenblock von den 
Investoren in ihren Geboten berück-
sichtigt werde.

Zusätzliches Windkraftpotenzial 
bis zu 900 MW pro Jahr
Ab 2022 könnten die Ausschreibungen 
nach Einschätzung der Autoren begin-
nen – pro Jahr bis zu 900 MW an Wind-
kraftkapazitäten mit einer gekoppelten 
jährlichen Mindestwasserstoffproduk-
tion. Eine Realisierung der Projekte 
wäre dann etwa vier Jahre später mög-
lich. So lange werde es wohl dauern, 
bis die Anlagen mit der Produktion be-
ginnen könnten. Denn es handle sich 
im Grunde um einen neuen Industrie-
zweig. „Dieser Sektor soll ja erst noch 
geschaffen werden“, so Nikogosian. 
Und das brauche seine Zeit.

Die bisherigen Rückmeldungen aus 
dem Markt sind laut Nikogosian positiv. 
Das BMWi reagierte auf Anfrage von 
E&M allerdings zurückhaltend auf die 
Vorschläge der Studie. „Eine staatlich 
organisierte Ausschreibung, bei der die 
Erzeugung von Wasserstoff finanziell 
gefördert wird, ist aktuell nicht vorge-
sehen“, so ein Sprecher des Ministeri-
ums.

Und auch bei der Bundesnetzagen-
tur herrscht Skepsis. Das vorgeschlage-
ne Ausschreibungsdesign werfe viele 
Fragen auf, die im Einzelnen in ihren 
Auswirkungen zu analysieren wären, so 
ein Sprecher der Behörde zu E&M. Es 
sei zu befürchten, dass die erhebliche 
Kostendegression bei den Erneuerba-
ren wieder zunichtegemacht würde, 
falls ihnen die ausschließliche Verant-
wortung für Power-to-X zufiele. Und 
nicht zuletzt solle sich die Technologie 
am Markt etablieren und nicht auf Kos-
ten der Allgemeinheit über die Netzent-
gelte subventioniert werden.  E&M
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Mit Wasserstoff mehr 
Windkraftpotenzial 

erschließen

Shell, Siemens und Tennet schlagen  
Ausschreibungen von zusätzlichen Windenergie-

kapazitäten vor, die an die Erzeugung von  
Wasserstoff gekoppelt sind. V O N  F R I T Z  W I L H E L M
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Elektrolyse direkt  
auf See nicht vor dem 

Jahr 2030 möglich


